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Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 


Die „Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa" (KSZE) ist während ihrer gegenwärtigen 
zweiten Phase in ein entscheidendes Stadium ein- 
getreten: Die Teilnehmer beraten und redigieren 
die Schlußdokumente. Die Sowjetunion drängt auf 
die Einberufung der Schlußkonferenz in Gestalt 
eines „Gipfels" der Staats- und Regierungschefs 
noch im Juli 1974. 

Vorliegende Informationen lassen befürchten, daß 
auch wichtige westliche Staaten sich zu einem vor- 
eiligen Konferenzabschluß auf der Grundlage frag- 
würdiger Kompromisse verleiten lassen könnten, 
welche die europäischen, insbesondere aber die 
deutschen Interessen einseitig belasten würden. 

Die CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages 
hält es daher für dringend geboten, daß die Bundes- 
regierung die deutsche Öffentlichkeit über den In- 
halt und die Tragweite dieser wichtigen Konferenz 
umfassend unterrichtet und dadurch die unumgäng- 
liche politische Diskussion hierüber in der Öffent- 
lichkeit ermöglicht, an der es bisher, wohl auch 
wegen der Vertraulichkeit der Verhandlungen, 
fehlte. 

Für die Fraktion der CDU/CSU gelten zur Be- 
urteilung der bisherigen Verhandlungsergebnisse 
und der Aussichten der Konferenz vor allem folgen- 
de Maßstäbe: 

Soll diese Konferenz die Sicherheit und die Zu- 
sammenarbeit in Europa wirklich fördern, so muß 
sie einer dauerhaften Verständigung und einem 
ungehinderten Miteinander der Menschen und 
Völker in Europa dienen. Nicht negative Abgren- 
zung, sondern positive Ausgestaltung der innereuro- 
päischen und innerdeutschen Beziehungen muß Sinn 
und Zweck der KSZE sein. Wir erwarten, daß die 
Ergebnisse der Konferenz den Menschen in West- 
und Osteuropa unmittelbar zugute kommen. Wir 


erinnern in diesem Zusammenhang daran, daß der 
damalige Bundesaußenminister Scheel am 3. Juli 
1973 in Helsinki zum Zweck dieser Konferenz er- 
klärte: „Die Menschen wollen endlich die Früchte 
der Entspannung im täglichen Leben spüren, sie mit 
Händen greifen". 

Wirkliche Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
sind nicht gewährleistet, solange Menschen und 
Völker unseres Kontinents noch ihrer Grundrechte, 
insbesondere aber des Rechts auf Freizügigkeit und 
des Selbstbestimmungsrechts beraubt sind. 

Für das deutsche Volk gilt dieser Maßstab in be- 
sonderer Weise. Das heißt: 

Die KSZE darf die von außen aufgezwungene Spal- 
tung Deutschlands und die widernatürliche Trennung 
der Menschen unseres Volkes nicht verhärten. Sie 
muß vielmehr Wege eröffnen, die unwiderruflich die 
schwere Last der Trennung mildern und alle Deut- 
schen wieder in den Genuß der Menschenrechte ge- 
langen lassen. Dies entspricht dem politischen Ziel 
der Bundesrepublik Deutschland, „auf einen Zu- 
stand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem 
das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Einheit wiedererlangen kann". (Brief zur Deutschen 
Einheit, der den Partnern des deutsch-sowjetischen 
Vertrages und des innerdeutschen Grund Vertrages 
rechtswirksam zugestellt worden ist.) 

Die KSZE darf den bisherigen Zusammenschluß des 
freien Teils Europas nicht lockern und dessen Aus- 
bau zum europäischen Bundesstaat nicht erschweren 
oder behindern. 

Die KSZE darf die Hegemonie der Sowjetunion über 
Ost-Mittel-Europa nicht verewigen. Sie muß viel- 
mehr den Hoffnungen und Ansprüchen der Men- 
schen und Völker im gegenwärtigen sowjetischen 
Machtbereich auf Gewährleistung der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten entsprechen. 
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Wir fragen daher die Bundesregierung: 


1 . a) Welches sind bei der KSZE, in den politisch 
wesentlichen Fragen, die Ziele und gegen- 
wärtigen Verhandlungspositionen 

— der Bundesregierung, 

— unserer Verbündeten (EG, NATO), 

— der übrigen westlichen Staaten? 

b) Welche Veränderungen ergaben sich im 
Laufe der Verhandlungen? 

c) Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
in bezug auf das Zusammenwirken der Euro- 
päischen Gemeinschaft - Mitgliedstaaten und 
Kommission - bei Vorbereitung und Durch- 
führung der KSZE gesammelt, und welche 
Schlußfolgerungen zieht sie aus diesen Er- 
fahrungen für die künftige Gestaltung der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
(EPZ)? 

d) Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
in bezug auf das Zusammenwirken der Euro- 
päischen Gemeinschaft mit den übrigen Bünd- 
nispartnern, insbesondere den Vereinigten 
'Staaten, bei Vorbereitung und Durchführung 
der KSZE gesammelt, und welche Schluß- 
folgerungen zieht sie aus diesen Erfahrungen 
für die künftige Gestaltung der europäisch- 
amerikanischen Partnerschaft? 

Begründung 

Die gemeinsamen geistigen und politischen Werte 
der europäischen Kultur und Geschichte, die viel- 
fältige wirtschaftliche und soziale Verflechtung im 
freien Teil Europas und dessen fortschreitende Be- 
mühungen um seine Einigung und Sicherheit sind 
logische und - wie sich im bisherigen Verlauf der 
KSZE erfreulicherweise erwiesen hat - tatsächliche 
Grundlagen einer weitgehende Interessengemein- 
schaft der freien Völker und Staaten Europas. 

Für die deutsche Politik stellt sich hierbei im be- 
sonderen die Aufgabe, daß die deutschen Interessen 
- das heißt stets auch die von der Bundesrepublik 
Deutschland wahrzunehmenden Interessen des 
ganzen deutschen Volkes - eingebettet bleiben in 
den europäischen Interessen. Dabei müssen die 
Grundlagen der Politik, die eine Lösung der Deutsch- 
landfrage ermöglicht, erhalten und gefestigt wer- 
den. Dazu gehört insbesondere der Zusammenhang 
zwischen der deutschen Rechtsposition und den 
Rechten und Pflichten der drei Westmächte im Sinne 
des Deutschlandvertrages von 1952/54. 

Die Bundesregierung hat sich in Moskau im August 
1970 in einer verbindlichen Absichtserklärung als 
erster westlicher Staat gegenüber der Sowjetunion 
verpflichtet, alles von ihr Abhängende für die Vor- 
bereitung und erfolgreiche Durchführung der KSZE 
zu tun. Es liegt an der Bundesregierung darzutun, 
was sie mit dieser - ursprünglich sowjetischen und 


von ihr dann geförderten - Initiative bezwecken 
will und wie sie auf der Konferenz die für Deutsch- 
land lebensnotwendige Interessengemeinschaft mit 
Westeuropa und Nordamerika zu wahren gedenkt. 


2 . a) Welches sind bei der KSZE die Ziele und 
gegenwärtigen Verhandlungspositionen der 
Sowjetunion und - falls abweichend - der 
DDR und der übrigen Staaten des Warschauer 
Pakts? 

b) Hat der bisherige Verlauf der KSZE in Hel- 
sinki und Genf Änderungen der früheren 
sowjetischen Ziel Vorstellungen erkennen 
lassen? 

Begründung 

Seit 1954 sind - trotz mancher Varianten - bei Ver- 
folgung des Konferenzprojekts folgende ständigen 

Ziel Vorstellungen Moskaus festzustellen: 

— Konsolidierung der sowjetischen Herrschaft in 
Ost-Mittel-Europa, sei es durch ausdrückliche 
völkerrechtliche Anerkennung, sei es durch eine 
feierliche Bestätigung des territorialen und poli- 
tischen Status quo seitens des Westens, die in 
ihrer politischen Wirkung einer solchen Aner- 
kennung gleichkommt. 

— Feierliche multilaterale Absicherung des euro- 
päischen Status quo, insbesondere auf der Basis 
der endgültigen Spaltung Deutschlands, die den 
Modus-vivendi-Charakter der bilateralen Ostver- 
träge mit Moskau, Warschau und Prag sowie die 
im innerdeutschen Grundvertrag zum Ausdruck 
kommende Offenhaltung der Deutschlandfrage 
beseitigen würde. 

— Erschließung des wirtschaftlichen und technolo- 
gischen Potentials Westeuropas, um die sich aus- 
weitenden Rückstände des Ostens aufzuholen 
und Engpässe in der Versorgung und beim Auf- 
bau der Infrastruktur der Warschauer Pakt-Staa- 
ten zu überwinden. 

— Verstärkte Einflußnahme auf Europa mit Hilfe 
eines von der KSZE zu bildenden ständigen ge- 
samteuropäischen Konsultations- und Kontroll- 
organs sowie mittels eines die bestehenden 
Bündnisse schrittweise ersetzenden gesamteuro- 
päischen kollektiven Sicherheitssystems. 

— Lähmung der Einigung Westeuropas und seiner 
Partnerschaft mit Nordamerika durch die Ver- 
lockung mit der Alternative eines „Gesamt- 
europas" unter sowjetischer Führung. 

— Stufenweise Verdrängung der angeblich raum- 
fremden USA aus Westeuropa durch die Schaf- 
fung eines europäischen Systems, das in den 
kommenden Jahren einer wachsenden Zahl von 
Amerikanern und Europäern die amerikanische 
Präsenz als lästig und überholt erscheinen lassen 
soll. 
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3 . Welche völkerrechtliche oder politische Qualität 
sollen die Schluß dokumente der Konferenz 

— nach dem Willen der Bundesregierung 

— nach dem Willen der übrigen westlichen Teil- 
nehmerstaaten 

erhalten? 

Begründung 

Laut den Empfehlungen der ersten Konferenzphase 
(in Helsinki), die am 3. Juli 1973 von den Außen- 
ministern der Teilnehmerstaaten angenommen wor- 
den sind, wurden die Kommissionen der zweiten 
Konferenzphase (in Genf) beauftragt, „Entwürfe für 
Empfehlungen, Resolutionen, Erklärungen sowie 
sonstige Schlußdokumente auszuarbeiten". 

Diese Dokumente betreffen die drei „Tagesord- 
nungspunkte und die dazu gehörenden Aufgaben- 
stellungen", die in den Helsinki-Empfehlungen for- 
muliert sind: 

1. „Fragen der Sicherheit in Europa" (Korb I) 

a) Prinzipien der Beziehungen der Teilnehmer- 
staaten der KSZE 

b) Vertrauensbildende Maßnahmen im militä- 
rischen Bereich 

2. „Zusammenarbeit in den Bereichen der Wirt- 
schaft, der Wissenschaft und der Technik sowie 
der Umwelt" (Korb II) 

a) Handel 

b) Industrielle Kooperation und Projekte gemein- 
samen Interesses 

c) Wissenschaft und Technik 

d) Umwelt 

e) Zusammenarbeit auf anderen Gebieten 

3. „Zusammenarbeit in humanitären und anderen 
Fragen (Korb III) 

a) Menschliche Kontakte 

b) Information 

c) Zusammenarbeit und Austausch im Bereich 
der Kultur 

d) Zusammenarbeit und Austausch im Bereich 
der Bildung. 

Außerdem soll der Koordinationsausschuß der 
2. Konferenzphase Folgemaßnahmen zur Durch- 
führung der Beschlüsse der Konferenz prüfen. Hier- 
unter fällt das von der Sowjetunion geforderte 
„ständige gesamteuropäische Sicherheitsorgan". 

Die politische und völkerrechtliche Qualität der für 
die oben genannten Bereiche auszuarbeitenden 
Schlußdokumente ist von entscheidender Bedeutung 
für die Auswirkungen der KSZE auf die Entwick- 
lung in Europa. Die deutsche Öffentlichkeit hat einen 
legitimen Anspruch darauf-, rechtzeitig unterrichtet 
zu werden, ob und inwieweit die Bundesregierung 
und die übrigen westlichen Regierungen bereit sind, 
im Rahmen der KSZE politische oder/und rechtliche 
Verpflichtungen einzugehen und welchen Grad 
diese Verpflichtungen in den einzelnen oben ange- 
führen Bereichen haben sollen. 
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4 . a) Welche politische und völkerrechtliche Quali- 
tät sollen die Schluß dokumente nach dem 
Willen der sowjetischen Regierung und 
- falls abweichend - der Regierungen der 
übrigen kommunistischen Staaten erhalten? 

b) Zielt die Sowjetunion weiterhin darauf ab, 
vor allem den „Prinzipien der Beziehungen 
zwischen den Teilnehmerstaaten der KSZE" 
eine völkerrechtliche Verbindlichkeit oder 
ein politisch-diplomatisches Gewicht von sol- 
cher Bedeutung zu verschaffen, daß daraus 
Ansätze eines auf Europa beschränkten 
regionalen Völkerrechts entstehen würden? 

Begründung 

Die UdSSR versuchte bisher, die KSZE zu benutzen, 
um die Grundsätze des allgemeinen Völkerrechts, 
die in der Charta der Vereinten Nationen und in 
der „Deklaration über die Prinzipien des Völker- 
rechts betreffend die freundschaftlichen Beziehungen 
und die Zusammenarbeit zwischen den Staaten" 
rechtsverbindlich festgelegt sind, zu verändern: 

— durch Veränderung der Rangfolge der Prinzipien 
und Verselbständigung von Teilen der Prinzipien, 

— durch einseitige Auslegung der Prinzipien in 
ihrer begrifflichen Substanz im Sinne der sowje- 
tischen Zielsetzung. 

Mit einer solchen Substanzveränderung würden dem 
Westen Ansätze eines - vom „sozialistischen Völ- 
kerrecht" beeinflußten - regionalen Völkerrechts 
aufgedrängt, das den Grundsätzen des allgemeinen 
Völkerrechts widersprechen würde. 

Andererseits beansprucht die Sowjetunion für die 
Staaten ihres Machtbereichs den Vorrang des soge- 
nannten „sozialistischen Völkerrechts" vor dem 
allgemeinen Völkerrecht, z. B.: Vorrang der Grund- 
sätze 

— „Proletarisch-Sozialistischer Internationalismus" 

— „beschränkte Souveränität sozialistischer Staa- 
ten" vor den Grundsätzen des allgemeinen 
Völkerrechts wie 

— souveräne Gleichheit, 

— Nichtintervention, 

— territoriale Integrität, 

— Selbstbestimmungsrecht, 

— Gewaltverzicht u. a. 

• 

Am deutlichsten sind diese Versuche bei der sowje- 
tischen Formulierung eines absoluten Prinzips der 
„Unverletzlichkeit der Grenzen" zu erkennen (vgl. 
Frage 6). 


5 . a) Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um nach Abschluß der Verträge von Moskau, 
Warschau, Prag und des innerdeutschen 
Grundvertrages gegenüber der KSZE-Politik 
der UdSSR, die nunmehr die östliche Aus- 
legung dieser Verträge auf multilateraler 
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Ebene durchzusetzen sucht, die westliche Aus- 
legung aufrechtzuerhalten? 

b) Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um die verbündeten und befreundeten Staa- 
ten bei der Konferenz auf die herausragende 
Bedeutung einer verläßlichen Sicherung des 
modus-vivendi-Charakters der Verträge für 
die elementaren Interessen des geteilten deut- 
schen Volkes hinzuweisen? 

Begründung 

Die Bundesregierung hat bei Abschluß des Mos- 
kauer Gewaltverzichts- Vertrages und des innerdeut- 
schen Grundvertrages durch den „Brief zur deut- 
schen Einheit" und der Deutsche Bundestag hat bei 
Verabschiedung des Moskauer und Warschauer 
Vertrages in seiner Gemeinsamen Entschließung 
vom 17. Mai 1972, die als notifiziertes Dokument der 
Bundesrepublik Deutschland völkerrechtlich wirk- 
sam geworden ist, als authentische und verbindliche 
deutsche Vertragsauslegung festgestellt, daß die 
Verträge einen modus-vivendi darstellen, der die 
deutsche Frage und die endgültige Festlegung der 
Grenzen bis zu einer friedensvertraglichen Rege- 
lung für ganz Deutschland offenhält. Dabei hat sie 
mit Nachdruck auf die uneingeschränkte Weiter- 
geltung des Deutschi andvertrages und der mit ihm 
verbundenen Erklärungen hingewiesen. Die Bundes- 
regierung hat dem Parlament gegenüber nachdrück- 
lich versichert, die Verträge dienten dem Ziel, wäh- 
rend der Übergangszeit bis zu einem gesamtdeut- 
schen Friedensvertrag die Zusammengehörigkeit des 
deutschen Volkes in einem Prozeß zunehmender 
Entspannung zu fördern. 

Die Sowjetunion und ihre Verbündeten vertreten 
dagegen - insbesondere auf der KSZE - in verstärk- 
tem Maße den Standpunkt, daß das Prinzip der 
„Unverletzlichkeit der Grenzen" absolut gelte, d. h. 
daß es weder einem anderen Prinzip, z. B. jenem 
der Selbstbestimmung oder des Gewaltverzichts, 
untergeordnet, noch durch Ausnahmen zugunsten 
einvernehmlicher, friedlicher Grenz änderungen 
(peaceful change) eingeschränkt werden dürfe. 
Würde sich diese rechtswidrige Auffassung durch- 
setzen, so käme dies faktisch einer Unveränderlich- 
keit des gegenwärtigen territorialen und politischen 
Status quo in Europa und einer völkerrechtlichen 
Legitimierung der nach dem Kriege gewaltsam ge- 
schaffenen Tatsachen im sowjetischen Machtbereich 
gleich. 


6 . Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang die Tatsache, daß unter Bruch der 
Vertraulichkeit der Verhandlungen in Genf, in 
dem Organ der KPdSU, Prawda", vom 23. April 
1974 die angeblich von den 35 Teilnehmerstaaten 
der KSZE als vorläufig und vertraulich verein- 
barte Formel über das „Prinzip der Unverletzlich- 
keiten der Grenzen" veröffentlicht worden ist: 


„Die Teilnehmerstaaten betrachten alle bei- 
derseitigen Grenzen wie auch die Grenzen 
aller Staaten in Europa als unverletzlich 
(njerushimyj, inviolable). Deshalb werden sie 
sich jetzt und künftig jeglicher Anschläge 
(posjagatelstwa, assaults) auf diese Grenzen 
enthalten. Sie werden sich dementsprechend 
auch jedweder Forderungen oder Handlungen 
enthalten, die auf die Eroberung (zachwat) 
und Usurpation (usurpazia) eines Teils oder 
des gesamten Territoriums irgendeines Teil- 
nehmerstaates gerichtet sind." 

Begründung 

Die sowjetische Indiskretion zielt darauf ab, die 
Teilnehmerstaaten auf diese Formel festzulegen. 

Im Gegensatz zum Moskauer Vertrag werden bei 
dieser multilateralen Erklärung unsere spezifischen 
Rechts auf fassungen und politischen Interessen nicht 
durch Rechts Vorbehalte abgesichert. 

Daher würden durch die zitierte Formulierung die 
deutschen Rechtsvorbehalte im „Brief zur Deutschen 
Einheit" und in der Gemeinsamen Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 17. Mai 1972 unter- 
laufen. 

Eine - wie auch immer geartete - Geltendmachung 
des Selbstbestimmungsrechts des ganzen deutschen 
Volkes könnte nach Verabschiedung dieses Prinzips 
auf der KSZE als „Anschlag" auf die DDR oder als 
„Forderung" oder „Handlung" angegriffen werden, 
„die auf die Eroberung und Usurpation eines Teils 
oder des gesamten Territoriums (der DDR) gerichtet 
ist." 

Die besondere Bedeutung dieser vom gesamten 
Osten als entscheidender Sieg gefeierten Durch- 
setzung eines absoluten und uneingeschränkten 
Prinzips der Unverletzlichkeit der Grenzen, das auch 
nicht dem Prinzip des Gewaltverzichts untergeord- 
net werden könne, ergibt sich aus zahllosen Kom- 
mentierungen der parteilich gelenkten Massen- 
medien der Warschauer-Pakt-Länder. 


7 . a) Wie gedenkt die Bundesregierung nunmehr 
sicherzustellen, daß nicht diejenige Auslegung 
der Verträge von Moskau, Warschau, Prag 
und des innerdeutschen Grundvertrags, die 
die deutsche Frage offenhält und jeder deut- 
schen Regierung, ohne vertragsbrüchig zu 
werden, die Verfolgung einer auf die Wah- 
rung der nationalen Einheit und Wiederher- 
stellung der staatlichen Einheit Deutschlands 
gerichteten Politik erlaubt, durch ein absolut 
und uneingeschränkt formuliertes Prinzip der 
„Unverletzlichkeit der Grenzen" unterlaufen 
wird? 

b) Wie gedenkt die Bundesregierung insbeson- 
dere SJcherzustellen, daß die Vorbehaltungs- 
wirkung wesentlicher völkerrechtlich wirk- 
samer Dokumente, die nach unserer authen- 
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tischen Interpretation mit dem Regelungs- 
inhalt der bilateralen Verträge mit Moskau, 
Warschau und des innerdeutschen Grundver- 
trags unlösbar verbunden sind und die für 
die Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften unter dem Gesichtspunkt der Verein- 
barkeit mit dem Grundgesetz, mit dem 
Deutschlandvertrag von 1952/54 sowie mit den 
Rechten und Verantwortlichkeiten der Vier 
Mächte für Deutschland als Ganzes und Berlin 
von maßgeblicher Bedeutung waren, nicht 
durch dieses von der Sowjetunion durchge- 
setzte, gegenteilige Prinzip geschwächt wird? 

c) Wie gedenkt die Bundesregierung ferner 
sicherzustellen, daß ihre nach dem Grund- 
gesetz gebotene und nach dem Viermächte- 
abkommen über Berlin erlaubte Politik der 
Wahrung und Stärkung der unlösbaren Bin- 
dungen Berlins an den Bund sowie die grund- 
gesetzgemäße, vom Bundesverfassungsgericht 
im Urteil vom 31. Juli 1973 zum Grundvertrag 
erneut bekräftigte deutsche Rechtsauffassung 
bezüglich des Status von Berlin auch in Zu- 
kunft nicht als eine Verletzung des zitierten 
multilateralen Prinzips der „Unverletzlichkeit 
der Grenzen" - in seiner sowjetischen Formu- 
lierung - angegriffen werden können? 

Begründung 

Mit den anderen westlichen Staaten ist die Bundes- 
regierung - unter Aufgabe des von Frankreich ein- 
gebrachten westlichen Vorschlags - Anfang April 
1974 auf diese sowjetische Formel eingegangen. Mit 
dem als absolut und uneingeschränkt formulierten 
Prinzips der Unverletzlichkeit der Grenzen könnte 
jegliche friedliche Veränderung in der Deutschland- 
frage, einschließlich der Berlin-Frage, grundsätzlich 
als völkerrechtswidrig bezeichnet und ausgeschlos- 
sen werden. Die Begleitinstrumente zu den deut- 
schen Ostverträgen und zum innerdeutschen Grund- 
vertrag 

— die beiden „Briefe zur Deutschen Einheit" vom 
12. August 1970 (zum Moskauer Vertrag) und 
vom 22. Dezember 1972 (zum innerdeutschen 
Grundvertrag) , 

— die Gemeinsame Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 17. Mai 1972, 

— die einschlägigen Notenwechsel der Drei West- 
mächte mit der Bundesregierung, 

— die einschlägigen Erklärungen der Bundesregie- 
rung und die Noten der Drei Westmächte anläß- 
lich des Beitritts der beiden Staaten in Deutsch- 
land zu den VN, 

— die in der Begründung des Urteils des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 gegebene 
authentische Interpretation des Grundvertrages 
und der deutschlandpolitisch relevanten Bestim- 
mungen des Grundgesetzes, 

sind für eine dem Auftrag des Grundgesetzes ge- 
mäße Deutschlandpolitik unverzichtbar. Sie sind die 
rechtlichen Instrumente zur Gewährleistung fried- 
licher Veränderung und friedlichen Fortschritts in 


Richtung auf die volle Selbstbestimmung des deut- 
schen Volkes. 

Nach sowjetischer Zielsetzung sollen gerade diese 
rechtlichen Positionen durch ein absolutes Prinzip 
der „Unverletzlichkeit der Grenzen" im Sinne ihrer 
Unabänderlichkeit entwertet werden. 

In unmittelbarer Konsequenz dieser sowjetischen 
Formulierung des Prinzips der „Unverletzlichkeit 
der Grenzen" könnte die östliche Seite bereits die 
grundgesetzgemäße und vom Bundesverfassungs- 
gericht bekräftigte deutsche Auffassung über den 
Rechtsstatus Berlins als Verletzung dieses von der 
europäischen Staatenwelt bekräftigten Prinzips an- 
greifen. 


8 . Ist sichergestellt, daß im Prinzipienkatalog der 
völkerrechtliche Grundsatz der Zulässigkeit 
friedlicher Veränderung (peaceful change) 

a) einen seiner positiven Bedeutung für die in- 
nerdeutsche und innereuropäische Entspan- 
nung gemäßen Platz innehaben wird, 

b) in Verbindung mit den Prinzipien des Gewalt- 
verzichts und des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker zweifelsfrei gewahrt wird, 

c) keine sinnwidrige Unterordnung unter das 
sowjetisch verstandene Prinzip der „Souve- 
ränität der Staaten" erfährt? 

Begründung 

Die sowjetische Politik gegenüber den anderen 
Staaten des Warschauer Paktes und gegenüber 
Deutschland verhindert jeden Fortschritt in Richtung 
auf die Lösung der Deutschlandfrage im Sinne des 
Selbstbestimmungsrechts des deutschen Volkes. 
Während sie sich in der Dritten Welt auf den Vor- 
rang des Selbstbestimmungsrechts der Völker gegen- 
über den Forderungen nach „Souveränität" und 
„territorialer Integrität" beruft, handelt sie in 
Europa umgekehrt: hier setzt sie die Prinzipien der 
„Souveränität" und „territorialen Integrität" vor 
die Selbstbestimmung der Völker. 

Die Versuche der Sowjetunion, eine Erwähnung des 
Grundsatzes der Zulässigkeit der friedlichen Ver- 
änderung allenfalls nur beim Prinzip der Souveräni- 
tät oder der territorialen Integrität zuzulassen, 
zielen ebenfalls auf eine rechtliche und politische 
Entwertung dieses Grundsatzes ab. Die bei Abschluß 
des Moskauer Vertrages vom sowjetischen Außen- 
minister Gromyko abgegebene und von der Bundes- 
regierung im parlamentarischen Ratifizierungsver- 
fahren zitierte Erklärung (vgl. Denkschrift zum Mos- 
kauer Vertrag S. 14/Bundestagsdrucksache VI/3156) 
über das Recht souveräner Staaten zur Vereinigung 
beinhaltet lediglich eine völkerrechtliche Selbstver- 
ständlichkeit, wird jedoch unserer Auffassung vom 
vor- und überstaatlichen Charakter der Menschen- 
rechte und des Selbstbestimmungsrechts der Völker 
und den daraus resultierenden Forderungen unserer 
Deutschlandpolitik nicht gerecht. 
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9 . a) Welche Vorschläge zur Durchsetzung der im 
„Dekalog" des „Korbes 1" genannten Prin- 
zipien sind in die Verhandlungen eingeführt 
oder unterstützt worden 

— durch die Bundesregierung oder verbünde- 
te Regierungen, 

— durch ungebundene Staaten, 

— durch Staaten des Warschauer Pakts? 

b) Wie wird insbesondere der von der Schweiz 
eingebrachte Vorschlag der obligatorischen 
friedlichen Streitschlichtung beurteilt 

— von der Bundesregierung, 

— den verbündeten Staaten, 

— den ungebundenen Staaten, 

— den Staaten des Warschauer Pakts? 

Begründung 

Die Durchsetzung der auf der KSZE zur feierlichen 
Bekräftigung vorgeschlagenen Prinzipien für das Zu- 
sammenleben der Staaten in Europa ist vor allem 
für kleinere und mittlere europäischen Staaten von 
wesentlicher Bedeutung, die auf das Recht - als der 
Waffe des Schwächeren - angewiesen sind. 

Die Bundesregierung wird gebeten mitzuteilen, was 
sie und andere Regierungen bei der KSZE unternom- 
men haben, um verläßliche Sicherungen gegen eine 
Wiederholung von Interventionen fremder Mächte 
zu Lasten der staatlichen Souveränität und des 
nationalen Selbstbestimmungsrechts anderer Staaten 
und Völker oder Sicherungen gegen rechtswidrige 
Einschüchterung, Pression, Drohung und Erpressung 
jeglicher Art zu schaffen. 

Welche Vorkehrungen wurden ferner von der Bun- 
desregierung, den verbündeten Regierungen, den 
ungebundenen Staaten und - gegebenenfalls - Staa- 
ten des Warschauer Pakts auf der KSZE insbeson- 
dere gegen den von der UdSSR behaupteten Vor- 
rang solcher Prinzipien des „Sozialistischen Völker- 
rechts", wie des „Proletarisch-Sozialistischen Inter- 
nationalismus" und der daraus abzuleitenden Ver- 
pflichtung zur „brüderlichen Hilfe zur Verteidigung 
der sozialistischen Errungenschaften und des sozia- 
listischen Lagers", vor den Grundsätzen des allge- 
meinen Völkerrechts vorgeschlagen? 

Der Schweizer Vorschlag der obligatorischen fried- 
lichen Streitschlichtung entspricht unserer verfas- 
sungsrechtlichen Entscheidung für die unmittelbare 
Geltung der allgemeinen Regeln des Völkerrechts in 
der Bundesrepublik Deutschland (Artikel 25 des 
Grundgesetzes) und unserem politischen Bekenntnis 
zu den fortschrittlichen Ordnungsprinzipien der 
westeuropäischen Integration. Die Bundesregierung 
wird daher gebeten, ihre Haltung zu diesem Vor- 
schlag und gegebenenfalls ihre Bemühungen für 
dessen Förderung zu erläutern. 


10 . a) Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um in Genf darzutun, daß echte Entspannung 


und Zusammenarbeit in Europa die Gewähr- 
leistung der Menschenrechte in allen Staaten 
Europas zur Voraussetzung hat? 

b) Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um in Genf darzutun, daß die Wahrung des 
Vorranges der Menschenrechte bei Auslegung 
und Anwendung des Souveränitätsprinzips, 
vor allem im Verhältnis der beiden Staaten in 
Deutschland, im Interesse des gesamten 
Westens und einer dauerhaften Friedens- 
sicherung liegt? 

c) Ist sichergestellt, daß die europäisch-freiheit- 
liche Auffassung vom Vorrang der dem Staat 
vorgegebenen und vorgeordneten Menschen- 
rechte bei den Genfer Verhandlungen sowohl 
über den Prinzipienkatalog (Korb I) als auch 
über die Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Freizügigkeit von Menschen, Ideen und Infor- 
mationen (Korb III) ungeschmälerten Aus- 
druck findet? 

Begründung 

Eine der Hauptschwierigkeiten, auf der KSZE zu 
gemeinsamen Maßnahmen für Entspannung zwi- 
schen den beiden Teilen Europas zu gelangen, liegt 
in dem grundsätzlichen Unterschied der Auffassun- 
gen über die Menschenrechte und Grundfreiheiten 
in der freiheitlichen Sicht des Westens einerseits 
und im sowjetischen Marxismus-Leninismus ande- 
rerseits. 

Nach freiheitlicher Auffassung sind die Menschen- 
rechte dem Einzelmenschen angeboren und dem 
Staat vorgegeben und übergeordnet. Sie binden jede 
staatliche Autorität unmittelbar. Soweit Einschrän- 
kungen im Interesse des Allgemeinwohls unum- 
gänglich sind, dürfen diese nur durch Gesetz er- 
folgen und den Wesensgehalt der Menschenrechte 
nicht beeinträchtigen. In der vom sowjetischen 
Marxismus-Leninismus beherrschten Rechtsauffas- 
sung der kommunistischen Staaten sind Menschen- 
rechte lediglich relative Rechtsgewährungen des den 
Einzelmenschen übergeordneten, absoluten Staates. 
Sie binden den Staat nicht unmittelbar. 

Diese Staaten betrachten sich daher als nicht ver- 
pflichtet, die in völkerrechtlichen Erklärungen, Ent- 
schließungen, Pakten der Vereinten Nationen nie- 
dergelegten Menschenrechte unmittelbar in inner- 
staatliches Verfassungsrecht zu übernehmen. Eine 
Transformierung von Völkerrecht in innerstaat- 
liches Recht unterliegt dem Willen dieser Staaten. 

Nach dem Menschenbild des Marxismus-Leninismus 
gibt es ferner keine präpositiven Normen der Frei- 
heit und Würde des Einzelmenschen, sondern nur 
das Menschenbild des Klassenkampfes. Der Mensch 
ist nicht als Individuum in seiner konkreten Wirk- 
lichkeit, sondern lediglich als Glied der Gesellschaft 
Träger dieser Rechte. Sie werden ihm nur zur Er- 
füllung seiner Funktion in der Gesellschaft gewährt; 
sowohl die individuellen Menschenrechte als auch 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker sind den 
Gesetzen und Erfordernissen der gesellschaftlichen 
Entwicklung, d. h. des Klassenkampfes im nationalen 
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und internationalen Maßstab oder - anders ausge- 
drückt - der Weltrevolution untergeordnet. 


11 . a) Wie gedenkt die Bundesregierung die west- 
liche Hauptforderung nach Gewährleistung 
der Menschenrechte für alle Europäer insbe- 
sondere nach Freizügigkeit für Menschen, 
Ideen und Informationen auf der KSZE durch- 
zusetzen? 

b) Wie stellt die Bundesregierung im Verein mit 
den westlichen Verbündeten sicher, daß die 
konkreten Vereinbarungen über die freie Be- 
wegung von Menschen, Ideen und Informa- 
tionen im Korb III, nicht - wie die kommuni- 
stischen Staaten dies fordern - wieder einge- 
schränkt werden, sei es durch eine generelle 
oder mehrere Präambeln, die diese Verein- 
barungen dem Prinzip einer nach innen als 
absolut verstandenen und praktizierten „Sou- 
veränität" und der daraus abgeleiteten Be- 
rufung auf „Nichteinmischung" und „Beach- 
tung der nationalen Gesetzgebungen und 
Sitten" unterstellen? 

c) Ist die Bundesregierung bereit, auch ohne be- 
friedigende Ergebnisse bezüglich der Gewähr- 
leistung der Menschenrechte für alle Euro- 
päer, insbesondere des Rechts auf Freiheit 
der Information, einem nach außen positiv 
erscheinenden Abschluß der Konferenz zuzu- 
stimmen? 

Begründung 

Die Vertraulichkeit der Verhandlungen in Genf darf 
nicht dazu führen, daß die Öffentlichkeit über die 
politischen Verhandlungsrichtlinien weiterhin im 
unklaren bleibt. Auf der KSZE beharren die kom- 
munistischen Staaten darauf, konkrete Maßnahmen, 
die sie zugunsten gewisser Erweiterungen der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten, insbesondere zu- 
gunsten größerer Freizügigkeit von Menschen, In- 
formationen und Ideen, in den operativen Verein- 
barungen des „Korbes III" zugestehen, für ihren 
Machtbereich selbst ihrer nationalen Gesetzgebung 
sowie den „Sitten und Gebräuchen" ihrer Länder zu 
unterstellen. Mit den von den Staaten des War- 
schauer Paktes weiterhin geforderten Vorbehalten, 
- sei es in einer Generalpräambel zum „Korb III" 
oder in separaten Präambeln zu den Einzelverein- 
barungen -, könnten die konkreten Verpflichtungen 
zugunsten der Menschen jederzeit wieder ausge- 
höhlt und unterlaufen werden. 

Es ist Pflicht der Bundesregierung, der deutschen 
Öffentlichkeit offenzulegen, ob sie bereit ist, die 
Kardinalforderung des Westens auf mehr Freiheit 
und Menschenrechte, insbesondere auf Meinungs-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit, Freizügigkeit der 
Menschen und freie Bewegung der Informationen 
und Ideen über die Grenzen hinweg, als eine we- 
sentliche Bedingung von Entspannung zwischen Ost 
und West und als eine wesentliche Voraussetzung 


für Sicherheit und friedliche Zusammenarbeit zwi- 
schen den Menschen und Völkern selbst konsequent 
zu vertreten. 

Dies gilt nicht nur im Verhältnis zwischen den 
Staaten und Völkern in beiden Teilen Europas, dies 
gilt für uns Deutsche insbesondere im innerdeut- 
schen Verhältnis. 

Die Bundesregierung wird gebeten darzulegen, ob 
sie bereit ist, diesen generellen Maßstab auch aus- 
drücklich in die Verhandlungen auf der KSZE einzu- 
bringen und seine konkrete Anwendung auf Deutsch- 
land zu fordern. 

Die Bundesregierung wird gebeten darzulegen, ob 
sie bereit ist, widerspruchslos die Berufung der 
kommunistischen Staaten auf ihre Souveränität und 
das Prinzip der Nichteinmischung hinzunehmen, 
wenn diese Berufungen gegen die Menschenrechte 
und das Selbstbestimmungsrecht der Völker einge- 
setzt werden. 

Die Bundesregierung wird gebeten darzulegen, wie 
sie vor allem der verstärkten Abgrenzungspolitik 
der DDR-Regierung entgegenwirken will, da auch 
diese sich gegen die Forderung nach mehr Freizügig- 
keit von Menschen, Informationen und Ideen mit 
dem zynischen Hinweis auf ihre „Souveränität" zur 
Wehr setzt. Diese von der Bundesregierung erwarte- 
ten Darlegungen sind auch deshalb wichtig, weil sie 
gleichzeitig den kommunistischen Regimen gestattet, 
unter Berufung auf ihr einseitiges Prinzip der „Fried- 
lichen Koexistenz" sich mit Hilfe fremdbestimmter 
kommunistischer Parteien und sonstiger Hilfsorga- 
nisationen in die inneren Verhältnisse der Bundes- 
republik einzumischen. 


12 . a) Welche konkreten Vorschläge hat die Bundes- 
regierung eingebracht oder unterstützt, um 
die Verwirklichung der Menschenrechte 

— in ganz Europa 

— insbesondere in Deutschland und für alle 
Deutschen zu fördern? 

b) Ist die Bundesregierung - falls noch nicht 
geschehen - bereit, die ständigen und institu- 
tionalisierten Menschenrechtsverletzungen an 
der innerdeutschen Grenze und in der DDR 
auf der KSZE zur Sprache zu bringen? 

Begründung 

Bei dem derzeitigen Stand der Verhandlungen in 
Genf hat die Öffentlichkeit Anspruch auf konkrete 
Auskunft über die die Menschen und Völker un- 
mittelbar betreffenden Verhandlungsergebnisse und 
schwebenden Verhandlungspunkte. 

Mehr Freiheit, Menschenrechte und Selbstbestim- 
mung für die Menschen und Völker in Europa müs- 
sen Ziel und Maßstab für eine Entspannungspolitik 
des Westens sein, die den Wertvorstellungen der 
europäischen Kultur verpflichtet ist. 

Für die Politik der Bundesrepublik Deutschland ist 
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dies, auf Grund ihres Verfassungsauftrags, ihres 
freiheitlichen Selbstverständnisses und ihrer Ver- 
antwortung vor der nationalen Geschichte, eine be- 
sondere Verpflichtung. 

Die deutsche Öffentlichkeit hat vor allem Anspruch 
auf Auskunft, ob und in welcher Weise die Bundes- 
regierung die Deutschlandfrage nicht nur in poli- 
tischer und statusrechtlicher Hinsicht im Prinzipien- 
katalog des „Korbes V, sondern auch hinsichtlich 
der menschenrechtlichen Aspekte in „Korb III" in 
die Verhandlungen in Genf eingebracht hat. 


13 . a) Welches sind die Vorstellungen und kon- 
kreten Vorschläge hinsichtlich der „ver- 
trauensbildenden Maßnahmen im militäri- 
schen Bereich" (Korb I, 2) 

— der Bundesregierung, 

— unserer Verbündeten, 

— der ungebundenen Staaten, 

— der Staaten des Warschauer Pakts? 

b) Wie gedenkt die Bundesregierung im Verein 
mit den Verbündeten dem Zusammenhang 
von politischer und militärischer Sicherheit 
gerecht zu werden? 

c) Tritt die Bundesregierung dafür ein, daß die 
Verhandlungen auf der KSZE einerseits und 
über MBFR und andere militärische Ost- 
West-Verhandlungen andererseits in einem 
sachlichen und zeitlichen Zusammenhang 
durchgeführt werden sollen? 

Begründung 

Die Schlußempfehlungen der 1. Phase der KSZE (in 
Helsinki) sehen vor, daß in der 2. (Kommissions-) 
Phase Vorschläge über vertrauensbildende Maßnah- 
men (Confidence building measures - CBM), wie 

— „die vorherige Ankündigung größerer militäri- 
scher Manöver" 

— „der Austausch von Beobachtern bei militäri- 
schen Manövern auf Einladung unter gegenseitig 
annehmbaren Bedingungen", 

erarbeitet und später der Voll-Konferenz unter- 
breitet werden sollen. 

Ferner sollen die Fragen einer vorherigen Ankün- 
digung größerer militärischer Bewegungen geprüft 
und die entsprechenden Schlußfolgerungen der Voll- 
konferenz unterbreitet werden. 

Die Bundesregierung wird gebeten, über die ver- 
schiedenen hierzu eingebrachten Vorschläge und 
den derzeitigen Verhandlungsstand zu berichten. 
Hierbei interessieren vor allem die Vorstellungen 
über 

— das geographische Gebiet, auf das diese Maß- 
nahmen sich erstrecken sollen, 

— den Zeitraum der Vorankündigungen, 

— die Größe der anzukündigenden Truppenbewe- 
gungen, 


— die Adressaten der Ankündigungen, 

— den Verpflichtungsgrad dieser Vereinbarungen. 

Widerstände der UdSSR und der USA gegen die 
Vorankündigung größerer militärischer Bewegungen 
werfen die Frage nach deren Gründen auf. Hierbei 
ist zu berücksichtigen, daß diese Maßnahme nicht 
nur zur Transparenz und zum Abbau von Mißtrauen 
zwischen den beiden militärischen Bündnissen bei- 
tragen soll. Nach den Erfahrungen des Einmarsches 
von Truppen der UdSSR, der DDR, Polens, Ungarns 
und Bulgariens in die CSSR im August 1968 sollen 
sie auch innerhalb des Warschauer Pakts zum 
Schutz der kleineren Staaten gegen sowjetische 
Interventionen beitragen. 

Die Bundesregierung wird ferner um Auskunft ge- 
beten, ob und gegebenenfalls welche Vorschläge in 
die Verhandlungen eingeführt wurden, die über die 
oben angeführten Helsinki-Empfehlungen hinaus- 
gehen. 

Die Bundesregierung wird schließlich gebeten dar- 
zulegen, ob für sie Gründe für einen sachlichen und 
zeitlichen Zusammenhang der KSZE- und MBFR- 
Verhandlungen und anderer militärischer Verhand- 
lungen (wie SALT) bestehen, insbesondere, ob ohne 
Ergebnisse bei den MBFR- Verhandlungen allein auf- 
grund der bisherigen Verhandlungsergebnisse auf 
der KSZE von einem Fortschritt zugunsten der un- 
lösbar miteinander verbundenen militärischen und 
politischen Sicherheit in Europa gesprochen werden 
kann. 

In diesem Zusammenhang wird um Auskunft ge- 
beten, ob die unverhältnismäßig verstärkte Auf- 
rüstung und Dislozierung von Truppen des War- 
schauer Paktes in der DDR, der CSSR und Ungarn 
auf der KSZE zur Sprache gebracht worden ist. 


14 . a) Hält die Bundesregierung umfassende wirt- 
schaftspolitische Rahmenvereinbarungen oder 
Absprachen mit osteuropäischen Staaten auf 
der KSZE für notwendig und möglich, die 
außerhalb der auf die Europäische Gemein- 
schaft übertragenen Befugnisse liegen? Wenn 
ja, welchen Inhalt könnten solche Verein- 
barungen haben? 

b) Wenn es zu den gegenwärtig in der Ent- 
stehung begriffenen Absprachen im Themen- 
bereich des „Korbes 11" kommen sollte, wel- 
che präjudizielle oder andere Auswirkung 
haben sie auf die ab 1. Januar 1975 geltende 
volle Außenhandelskompetenz der Europäi- 
schen Gemeinschaft? 

c) Ist die Bundesregierung bereit, sich jeder 
weiteren Einschränkung des Geltungsbereichs 
des GATT in ihren Beziehungen zu den ost- 
europäischen Staaten zu widersetzen? Hält 
die Bundesregierung es für möglich, alle 
Staaten Osteuropas zum Beitritt in das GATT 
zu bewegen? Ist erwogen worden, dieses 
Thema in die Verhandlungen über den „Korb 
11" einzuführen? 
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d) Haben auf der KSZE Mitgliedstaaten des 
Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) 
sich bereit gezeigt, sich in ihrer Außenwirt- 
schaftspolitik dem internationalen Standard 
anzupassen? 

e) Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß es 
über die bestehenden gesamteuropäischen 
Kontaktmöglidikeiten in der ECE hinaus noch 
weiterer institutionalisierter Kontakte bedarf? 
Wenn ja, warum? 

f) Wird die Bundesregierung in der Europäi- 

schen Gemeinschaft darauf hinwirken, daß 
die Gewährung der Meistbegünstigung durch 
die EG an die Sowjetunion von deren vor- 
herigem Beitritt zu den internationalen Ab- 
kommen zur weltweiten Zusammenarbeit im 
Handel und Verkehr (GATT, CIV/CIM, 
lATA u. a.) oder von eindeutigen und dauer- 
haften politischen Zugeständnissen zugun- 
sten der Menschenrechte und des Selbstbe- 
stimmungsrechts der Völker abhängig ge- 
macht wird? 

Begründung 

Die in den Helsinki-Empfehlungen zu „Korb IT' vor- 
geschlagenen Bereiche sind vor allem daraufhin zu 
prüfen, ob und inwieweit eventuelle „gesamteuro- 
päische" Vereinbarungen die Zuständigkeitsbereiche 
der bestehenden, für den Westen vorrangigen Ge- 
meinschaftsinstitutionen und Verträge berühren, 
und zwar auch ihre vertragsgemäße Entwicklung. 
Insbesondere ist zu prüfen, ob die KSZE-Verein- 
barungen über Handel und industrielle Kooperation 
die ab 1. Januar 1975 in Kraft tretende volle Außen- 
handelskompetenz der Europäischen Gemeinschaft 
betreffen und der notwendigen gemeinschaftlichen 
Koordinierung der Konsultationsabkommen ent- 
gegenstehen. 

Die Bundesregierung soll ferner der Öffentlichkeit 
ihre grundsätzliche Haltung zu dem Problem dar- 
legen, ob sie im Rahmen des „Korbes 11" zu einer 
Zusammenarbeit ohne Gegenleistungen bereit ist, 
oder westliche Zugeständnisse von der zweifels- 
freien Akzeptierung des erreichten Standards der 
weltweiten Zusammenarbeit durch die Warschauer- 
Pakt-Staaten oder/und östlichen Zugeständnissen 
bei den beiden anderen „Körben" abhängig machen 
will. 

Die Bundesregierung wird ersucht darzulegen, ob sie 
bereit ist, in Anlehnung an das Jackson- Amendment 
zur US-Trade Bill im US-Kongreß und ähnlichen 
Initiativen in anderen westlichen Ländern die Frage 
der freien Ausreise der Deutschen aus der Sowjet- 
union und Osteuropa in eine gemeinsame Initiative 
des gesamten Westens einzubringen. 


15 . a) Wie beurteilt die Bundesregierung die sowje- 
tische Forderung nach Einrichtung eines Stän- 
digen Gesamteuropäischen Konsultations- und 
Kontrollorgans? 


b) Hält die Bundesregierung die Übertragung 
von Folgeaufgaben der KSZE auf bereits be- 
stehende internationale Organisationen (wie 
z. B. ECE) und/oder besondere Kommissionen 
für zweckmäßig? 

Begründung 

Eines der Hauptziele der Sowjetunion bei der KSZE 
war und bleibt die Schaffung eines Ständigen Ge- 
samteuropäischen Konsultations- und Kontroll- 
organs, das zwischen weiteren Tagungen der Voll- 
konferenz als Exekutivorgan geschäftsführende 
Aufgaben übernehmen soll. 

Mit diesem Organ erhielte die Sowjetunion eine 
Art Mitspracherecht („droit de regard") bei der 
westeuropäischen Entwicklung, während sie und 
ihre Verbündeten in ihrem eigenen Bereich unter 
Berufung auf den übersteigerten Souveränitäts- 
begriff des „Sozialistischen Völkerrechts" westlichen 
Gegeneinfluß abwehren würden. Ferner könnte 
dieses gesamteuropäische Organ sich negativ auf 
den für uns vorrangigen Prozeß der westeuropäi- 
schen Einigung und des Ausbaus der atlantischen 
Partnerschaft auswirken. 


16 , Hält die Bundesregierung die bisherigen Ver- 
handlungsergebnisse für ausreichend, um noch 
vor der Sommerpause eine Abschlußkonferenz 
zur Unterzeichnung der Schlußdokumente anzu- 
streben? 

B e gründung 

Die von der Sowjetunion noch für Juli 1974 ange- 
strebte Abschlußkonferenz in Form einer Gipfelkon- 
ferenz der Staats- und Regierungschefs würde der 
von der Sowjetunion in Prinzip 3 (des Dekalogs der 
Prinzipien für das Zusammenlegen der Staaten in 
Europa) weitgehend erreichten Bestätigung des 
territorialen und politischen Status quo in Ost- 
Mi ttel-Europa großes Gewicht verleihen. Eine west- 
liche Zustimmung zu Termin und Rang dieser Ab- 
schlußkonferenz wäre daher nur bei Vorliegen be- 
friedigender Gegenleistungen des Osten zugunsten 
der Menschenrechte und des Selbstbestimmungs- 
rechts und zugunsten der Durchlässigkeit der Gren- 
zen in Europa, d. h. zugunsten einer progressiven 
Liberalisierung in Ost-Mittel-Europa, zu vertreten. 

Die schlechten Erfahrungen mit selbstgesetztem Er- 
folgs- und Zeitzwang bei Verhandlungen mit der 
Sowjetunion sollten die Bundesregierung vor einem 
voreiligen Konferenzabschluß auf der Grundlage 
fragwürdiger Kompromisse und unausgewogener 
Leistungen warnen. 

Wir erinnern an das, was der ehemalige Außen- 
minister Scheel während der 1. Phase der KSZE auf 
der Außenministerkonferenz am 3. Juli 1973 in 
Helsinki erklärt hat: 

'Wenn im Verlauf unserer Erörterungen klar 
würde, daß unsere Auffassungen über die Wirk- 
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lidikeit noch zu weit auseinanderklaffen, dann, 
meine ich, wäre es ein Gebot der Ehrlichkeit, 
dies klar zu sagen. Das wäre keine Katastrophe 
für Europa. Es wäre auch nicht das Ende des Ent- 
spannungsprozesses. Es würde nichts anderes 
bedeuten, als daß die Bedingungen noch nicht 
reif sind, um das ehrgeizige Ziel, das wir uns 
gesetzt haben, auf dieser Konferenz zu erreichen. 
Wir könnten dann in unseren Bemühungen zur 
Entwicklung gemeinsamer Regeln, zur Einbezie- 
hung von Zusammenarbeit und Kontakten fort- 


fahren. Wir müßten diese Anstrengungen in 
unseren zweiseitigen Beziehungen fortsetzen. 
Wir könnten uns vielleicht auch später wieder 
einmal zu einer multilateralen Bemühung zusam- 
menfinden. Aber wir sollten der europäischen 
und der Weltöffentlichkeit deutlich sagen, daß 
wir noch Zeit benötigen. Wir müßten uns dann, 
um mit Metternich zu sprechen, „hinter der Zeit 
verschanzen und die Geduld zu unserer Waffe 
machen."' 


Bonn, den 8. Juli 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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